
 

 
 
 

Hauptversammlung der 
 

MTU Aero Engines AG 
 

am 21. April 2021 
 
 
 
 
 

Erläuterungen gemäß § 121 Abs. 3 Satz 3 Nr. 3 AktG zu den Rechten der Aktionäre 
nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 und 131 Abs. 1 AktG 
 

I. Vorbemerkung 
 
Der Vorstand hat entschieden, dass nach Maßgabe des § 1 Abs. 1, 2 des „Ge-
setz über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- 
und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-
19-Pandemie“ vom 27. März 2020 in der Fassung des „Gesetz zur weiteren Ver-
kürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens und zur Anpassung pandemiebe-
dingter Vorschriften im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins- und Stif-
tungsrecht sowie im Miet- und Pachtrecht“ vom 22. Dezember 2020 (im Folgen-
den: „COVID-19-Gesetz“) die Hauptversammlung ohne physische Präsenz der 
Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehal-
ten wird. Der Aufsichtsrat hat dem zugestimmt. Die Hauptversammlung findet in 
den Geschäftsräumen der Gesellschaft in der Dachauer Straße 665, 80995 Mün-
chen, unter Anwesenheit eines mit der Niederschrift beauftragten Notars statt. 
Die Hauptversammlung wird für Aktionäre vollständig in Bild und Ton über das 
HV-Portal im Internet unter www.mtu.de/hv übertragen. Die Aktionäre haben im 
Wege der elektronischen Kommunikation die Möglichkeit, ihr Stimmrecht auszu-
üben (durch Bevollmächtigung des Stimmrechtsvertreters oder Briefwahl, jeweils 
selbst oder durch einen Bevollmächtigten). Über elektronische Kommunikation 
haben die Aktionäre weiterhin die Möglichkeit, Fragen zu stellen und Wider-
spruch gegen Beschlüsse der Hauptversammlung einzulegen. 
 
Die Einberufung der Hauptversammlung 2021 enthält bereits Angaben zu den 
Rechten der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 Aktien-
gesetz (AktG) i. V. m. § 1 Abs. 1, 2 COVID-19-Gesetz. Die nachfolgenden Aus-
führungen dienen der weiteren Erläuterung dieser Rechte. 

 
II. Ergänzung der Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG 
  

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals o-
der einen anteiligen Betrag am Grundkapital von 500.000 Euro erreichen, kön-
nen verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt 
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gemacht werden. Ein solches Verlangen ist schriftlich an den Vorstand der Ge-
sellschaft unter 
  
 MTU Aero Engines AG 
 Abteilung Investor Relations 
 Dachauer Straße 665 
 80995 München 
 
zu richten und muss der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Hauptver-
sammlung zugehen; der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung 
sind nicht mitzurechnen. Letztmöglicher Zugangstermin ist somit 21. März 2021, 
24:00 Uhr (Sonntag). Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder 
eine Beschlussvorlage beiliegen. 
 
Die antragstellenden Aktionäre haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 
90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Ergänzungsverlangens Inhaber der 
erforderlichen Mindestaktienzahl sind und diese Aktien bis zur Entscheidung des 
Vorstands über das Verlangen halten (vgl. § 122 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Satz 1 
AktG).  
 
Dem Eigentum steht ein Anspruch auf Übereignung gegen ein Kreditinstitut, Fi-
nanzdienstleistungsinstitut oder ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 
Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätiges Unternehmen 
gleich. Die Eigentumszeit eines Rechtsvorgängers wird dem Aktionär zugerech-
net, wenn er die Aktie unentgeltlich, von seinem Treuhänder, als Gesamtrechts-
nachfolger, bei Auseinandersetzung einer Gemeinschaft oder bei einer Bestand-
sübertragung nach § 13 des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des Ge-
setzes über Bausparkassen erworben hat (vgl. § 70 AktG). 
 
Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden — soweit sie 
nicht bereits mit der Einberufung bekannt gemacht wurden — unverzüglich nach 
Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Sie werden au-
ßerdem auf der Internetseite www.mtu.de/hv bekannt gemacht und den Aktionä-
ren nach § 125 Abs. 1 Satz 3 AktG mitgeteilt. 
 
Die diesen Aktionärsrechten zugrunde liegenden Regelungen des Aktiengeset-
zes lauten auszugsweise wie folgt: 
 
§ 122 Abs. 1 und Abs. 2 AktG 

 
(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile zu-

sammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung 
schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen; das Verlan-
gen ist an den Vorstand zu richten. Die Satzung kann das Recht, die Einbe-
rufung der Hauptversammlung zu verlangen, an eine andere Form und an 
den Besitz eines geringeren Anteils am Grundkapital knüpfen. Die Antrag-
steller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag 
des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien 
bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. § 121 Absatz 7 
ist entsprechend anzuwenden. 

 
(2) In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigs-

ten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 Euro er-
reichen, verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und 
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bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung 
oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen im Sinne des Satzes 1 
muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei börsennotierten Gesellschaf-
ten mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag des Zu-
gangs ist nicht mitzurechnen. 
 
 

III. Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären (§§ 126 Abs. 1 und 127 AktG) 
 

Aktionäre können Anträge zu einzelnen Tagesordnungspunkten stellen (vgl. 
§ 126 AktG); dies gilt auch für Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern 
oder von Abschlussprüfern (vgl. § 127 AktG). 
 
Gemäß § 126 Abs. 1 AktG sind Anträge von Aktionären einschließlich des Na-
mens des Aktionärs, der Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der 
Verwaltung, den in § 125 Abs. 1 bis 3 AktG genannten Berechtigten unter den 
dortigen Voraussetzungen sowie über die Internetseite der Gesellschaft zugäng-
lich zu machen, wenn der Aktionär mindestens 14 Tage vor der Hauptversamm-
lung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen Vorschlag von Vorstand 
und/oder Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung mit Be-
gründung an die unten stehende Adresse übersandt hat. Der Tag des Zugangs 
und der Tag der Hauptversammlung sind nicht mitzurechnen. Letztmöglicher Zu-
gangstermin ist somit 06. April 2021, 24:00 Uhr (Dienstag). 
 
Ein Gegenantrag braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn einer der 
Ausschlusstatbestände gemäß § 126 Abs. 2 AktG vorliegt.  
 
Da die Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung durchgeführt wird, ist 
es rechtlich nicht möglich, während der Hauptversammlung Gegenanträge oder 
Wahlvorschläge zu den verschiedenen Tagesordnungspunkten auch ohne vor-
herige Übermittlung an die Gesellschaft zu stellen.  

 
Ein nach den §§ 126, 127 Aktiengesetz zugänglich zu machender Gegenantrag 
oder Wahlvorschlag gilt als in der virtuellen Hauptversammlung gestellt, wenn 
der antragstellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungs-
gemäß zur Hauptversammlung angemeldet ist. 

 
Wahlvorschläge von Aktionären nach § 127 AktG brauchen nicht begründet zu 
werden. Wahlvorschläge werden nur zugänglich gemacht, wenn sie den Namen, 
den ausgeübten Beruf und den Wohnort der vorgeschlagenen Person und im 
Fall einer Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern Angaben zu deren Mitgliedschaft in 
anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten enthalten; Angaben zu ihrer Mit-
gliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirt-
schaftsunternehmen sollen beigefügt werden (vgl. § 127 Satz 3 AktG i.V.m. § 
124 Abs. 3 Satz 4 und § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG). Im Übrigen gelten die Voraus-
setzungen und Regelungen für das Zugänglichmachen von Anträgen entspre-
chend; insbesondere gelten die oben genannten Ausschlussgründe nach § 126 
Abs. 2 AktG. 

 
Etwaige Anträge (nebst Begründung, sofern notwendig) oder Wahlvorschläge 
von Aktionären gemäß § 126 Abs. 1 und § 127 AktG sind ausschließlich zu rich-
ten an: 
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MTU Aero Engines AG 
Abteilung Investor Relations 
Dachauer Straße 665 
80995 München 
 

oder per Telefax an 
 
 +49 (89) 1489 95139 

 
oder per E-Mail an  
 
 Hauptversammlung@mtu.de  
 
Zugänglich zu machende Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären (ein-
schließlich des Namens des Aktionärs und - im Falle von Anträgen - der Begrün-
dung) werden nach ihrem Eingang unter der Internetadresse www.mtu.de/hv zu-
gänglich gemacht. Etwaige Stellungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls 
unter der genannten Internetadresse zugänglich gemacht. 
 
Die diesen Aktionärsrechten zugrunde liegenden Regelungen des Aktiengeset-
zes lauten auszugsweise wie folgt: 

 
§ 126 Abs. 1 bis 3 AktG 

 
(1) Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Be-

gründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 
125 Abs. 1 bis 3 genannten Berechtigten unter den dortigen Voraussetzun-
gen zugänglich zu machen, wenn der Aktionär mindestens 14 Tage vor der 
Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen Vorschlag 
von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesord-
nung mit Begründung an die in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse 
übersandt hat. Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Bei börsenno-
tierten Gesellschaften hat das Zugänglichmachen über die Internetseite der 
Gesellschaft zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt entsprechend. 

 
(2) Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich ge-

macht zu werden, 
 
1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar 

machen würde, 
2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Be-

schluss der Hauptversammlung führen würde, 
3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich 

falsche oder irreführende Angaben oder wenn sie Beleidigungen ent-
hält, 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des 
Aktionärs bereits zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 
125 zugänglich gemacht worden ist, 

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher 
Begründung in den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei 
Hauptversammlungen der Gesellschaft nach § 125 zugänglich ge-
macht worden ist und in der Hauptversammlung weniger als der zwan-
zigste Teil des vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 
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6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversamm-
lung nicht teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversamm-
lungen einen von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder 
nicht hat stellen lassen. 

Die Begründung braucht ferner dann nicht zugänglich gemacht zu werden, 
wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. 

 
(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung 

Gegenanträge, so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründun-
gen zusammenfassen. 

 
§ 127 Satz 1 bis 3 AktG 

 
Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder 
von Abschlussprüfern gilt § 126 sinngemäß. Der Wahlvorschlag braucht nicht 
begründet zu werden. Der Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht 
zugänglich zu machen, wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 Abs. 
3 Satz 4 und § 125 Abs. 1 Satz 5 enthält. 

 
 

IV. Auskunftsrechte der Aktionäre  
 

Gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 des COVID-19-Gesetzes wird den Aktionären 
und ihren Bevollmächtigten (ausgenommen die Stimmrechtsvertreter der Gesell-
schaft) das Recht eingeräumt, im Wege der elektronischen Kommunikation Fra-
gen zu stellen. Der Vorstand hat im Rahmen des § 1 Abs. 2 Satz 2 des COVID-
19-Gesetzes entschieden, dass Fragen bis spätestens einen Tag vor der Haupt-
versammlung einzureichen sind. Der Vorstand wird nach pflichtgemäßem, freien 
Ermessen entscheiden, wie er Fragen beantwortet.  
 
Zur Hauptversammlung ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. deren 
Vertreter können ihre Fragen elektronisch über das HV-Portal unter 
www.mtu.de/hv an die Gesellschaft übermitteln. Im HV-Portal ist eine entspre-
chende Schaltfläche vorgesehen. Auch wenn das HV Portal in deutscher und 
englischer Sprache zur Verfügung gestellt wird, werden nur Fragen berücksich-
tigt, die in deutscher Sprache gestellt werden. Die Möglichkeit zur Fragenüber-
mittlung ist bis Montag, 19. April 2021 (24:00 Uhr), freigeschaltet. Es besteht 
keine Möglichkeit, während der Hauptversammlung Fragen zu stellen.  
 
Im Rahmen der Fragenbeantwortung wird der Fragesteller nicht namentlich be-
nannt werden. Sofern er eine namentliche Nennung wünscht, ist dies explizit an-
zugeben. 
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Die der Fragemöglichkeit der Aktionäre zugrunde liegenden Regelungen des 
COVID-19-Gesetzes lauten auszugsweise wie folgt: 
 
§ 1 COVID-19-Gesetz [Auszug] 
 
(2) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische 

Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptver-
sammlung abgehalten wird, sofern 
1. […], 
2. […], 
3. den Aktionären ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunika-
tion eingeräumt wird, 
4. […]. 

Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fra-
gen beantwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens einen 
Tag vor der Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzu-
reichen sind. 
 
 

V.  Möglichkeit des Widerspruchs gegen Hauptversammlungsbeschlüsse 
 
Den Aktionären wird nach Maßgabe von § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 des COVID-19-
Gesetzes die Möglichkeit zum Widerspruch gegen einen Beschluss der Haupt-
versammlung eingeräumt. Ein Widerspruch kann ausschließlich über den On-
line-Service und nur durch diejenigen Aktionäre erklärt werden, die ihr Stimm-
recht im Wege der Briefwahl oder Vollmachtserteilung ausgeübt haben, und ist 
ab dem Beginn der virtuellen Hauptversammlung bis zu deren Schließung durch 
den Versammlungsleiter möglich. 
 
Die diesem Aktionärsrecht zugrunde liegende Regelung des COVID-19-Geset-
zes lautet wie folgt: 
 
§ 1 COVID-19-Gesetz [Auszug] 
 
(2) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische 

Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptver-
sammlung abgehalten wird, sofern 
1. […], 
2. die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommunika-
tion (Briefwahl oder elektronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung 
möglich ist, 
3. […], 
4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, in 
Abweichung von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das 
Erfordernis des Erscheinens in der Hauptversammlung eine Möglichkeit zum 
Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung eingeräumt wird. 

 

München, im März 2021 

MTU Aero Engines AG 

Der Vorstand 


